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sich bereits einen festen Platz im Vertragsgesetz erobert 
haben — wie dem Liefervertrag, dem Vertrag über wissen­
schaftlich-technische Leistungen, dem Investitionsleistungs­
vertrag, dem Nutzungsvertrag —, wurde unter Verzicht auf 
andere, im bisherigen Vertragsgesetz geregelte Rechts­
formen (insbesondere den Werkvertrag), der Dienst­
leistungsvertrag als selbständiger Vertragstyp wirtschafts­
rechtlich ausgestaltet. Als Dienstleistungen werden u. a. 
aufgefaßt die Bearbeitung von Gegenständen, Wartung und 
Pflege, die technische Revision, die Instandsetzung, die 
Durchführung des Kundendienstes, die Lagerung, die 
rechentechnische Datenverarbeitung und die Tätigkeit als 
Hauptauftraggeber oder Kommissionär (vgl. § 69 VG). 
Einzelne Formen der Dienstleistung von Betrieben für 
Betriebe werden in den neuen Durchführungsverordnungen 
zum Vertragsgesetz detaillierter erfaßt.

Das Vertragsgesetz und seine Folgeregelungen

Neben dem Inhalt des neuen Vertragsgesetzes — der hier 
natürlich nur ganz knapp skizziert werden konnte — ver­
dient auch die Methodik der Regelung Aufmerksamkeit. 
Das neue Vertragsgesetz ist ebensowenig wie das alte eine 
geschlossene Regelung des gesamten Wirtschaftsvertrags­
rechts. Es beschränkt sich vielmehr

a) auf Grundsätze,
b) auf die allgemeinen Rechte und Pflichten der Part­

ner von Wirtschaftsverträgen sowie der übergeordneten 
Organe in bezug auf diese Verträge,

c) auf die Rechtsfolgen von Pflichtverletzungen.
Neben das Gesetz treten Durchführungsverordnungen

vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 16 S. 325 ff.), die - wie 
bisher — die Regelungen des Vertragsgesetzes für be­
stimmte Arten von Wirtschaftsverträgen konkretisieren. 
Dazu gehören die Wirtschaftsverträge über wissenschaft­
lich-technische Leistungen (1. DVO), über Investitionen 
und über die Instandsetzung von Grundmitteln (2. DVO), 
über den Export und den Import (3. DVO) sowie zur Ver­
sorgung der Bevölkerung (4. DVO). Ferner ist der Modus 
der Berechnung und Zahlung von Vertragsstrafen sowie 
ihre Höhe in einer 5. DVO geregelt. Das Gesetz selbst ist 
nicht umfangreicher als sein Vorgänger.

Eine Zeitlang ist in Vorbereitung des Vertragsgesetzes 
erwogen worden, regelungsmethodisch einen anderen Weg 
zu gehen, nämlich den Inhalt der Durchführungsverord­
nungen vollständig in das Gesetz aufzunehmen. Dieser 
Weg sollte der Erleichterung der Rechtsanwendung die­
nen. Wenn der Gesetzgeber ihn trotzdem letzten Endes 
nicht gegangen ist, so deshalb, weil die Zusammenfassung 
von Gesetz und Durchführungsverordnungen mit zwei 
erheblichen Nachteilen verbunden gewesen wäre: Erstens 
hätten dann viele nicht gesetzeswürdige Details aufge­
nommen werden müssen, was die rechtspolitische Ziel­
setzung des Gesetzes verwischt hätte; zweitens — damit 
zusammenhängend — wäre man wegen der Kurzlebigkeit 
vieler Detailregelungen gezwungen gewesen, das Vertrags­
gesetz häufiger zu ändern, als für die Rechtsanwendung 
günstig ist Beim Vertragsgesetz bestätigt sich, daß das 
Wirtschaftsrecht noch stärker als das Arbeitsrecht und vor 
allem im Unterschied zum Zivilrecht eines Mechanismus 
von Grund- und Folgeregelungen bedarf, der die Einheit 
von Dynamik und Stabilität gewährleisten kann.7

Das Verhältnis zwischen Vertragsgesetz und Durch­
führungsverordnungen ist das Verhältnis vom Allgemei­
nen zum Besonderen. In den Durchführungsverordnungen 
werden die allgemeinen Bestimmungen entsprechend den 
besonderen Bedingungen einzelner Reproduktionsphasen 
konkretisiert und ergänzt. Im Prozeß der Konkretisierung 
und Ergänzung entstehen neue Rechtsfarmen und Rechts­
institute, die nach einer bestimmten Zeit der Bewährung 
in die allgemeine Regelung einfließen. Die Befruchtung 
durch die Durchführungsverordnungen läßt sich auch beim 
neuen Vertragsgesetz eindeutig nachweisen (vgl. z. B.

Bei anderen gelesen

Normenflut im Steuerrecht der BRD

Mit dem Thema „,Steuergerechtigkeit‘ durch Normenflut, offene 
und verdeckte Subventionen und Entlastung der Finanzgerichts­
barkeit“ beschäftigt sich eine längere Abhandlung von Dr. Kurt 
M e ß m e r, Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof der BRD. 
Wir entnehmen dem in der Zeitschrift „Betriebs-Berater“ (Heidel­
berg), Beilage 1/1981 zu Heft 4/1981, veröffentlichten Aufsatz nach­
stehende Auszüge:

Es ist die Erkenntnis nicht eben neu, daß der Bürger unserer Tage 
durch das Quantum der durch staatliche Rechtssetzungsakte pro­
duzierten Einzelnormen derart überwältigt wird, daß er weder im 
Stande ist, die seinen Lebenskreis regelnden Normen zu kennen 
noch sie zu begreifen und sich demgemäß auf sie einzurichten ...

Im Steuerrecht ist die die Steuerpflichten betreffende, von 
Verwaltung und Gerichten zu vollziehende Normenmenge ständig 
vermehrt und nachgerade unerträglich kompliziert worden. Dies 
hat zu Unsystematik und Unübersichtlichkeit geführt. Außer in 
unregelmäßigen Zeitabständen wiederholten verbalen Beteuerun­
gen über die Notwendigkeit einer Vereinfachung des Steuerrechts 
durch Politiker aller Richtungen ist indessen nichts Positives ge­
schehen ...

Eine nur beispielhafte Übersicht mag die Leistungen eines 
Gesetzgebers im Bereich des Steuerrechts demonstrieren, eines 
Gesetzgebers, der entweder nicht fähig ist, die Folgen solch ge­
setzgeberischen Fleißes zu sehen oder zu kalkulieren, oder der in 
der Hoffnung lebt, daß keine schwerwiegenden Folgen eintreten 
werden.

List (Institut Finanzen und Steuern, Brief 192, S. 9) verdanken 
wir die Feststellung, daß „zwischen dem 13. Dezember 1972, dem 
Beginn der siebenten Wahlperiode des Bundestages, und dem 
IS. Februar 1980“ insgesamt 227 Steuergesetze eingebracht und 138 
solcher Gesetze verabschiedet worden sind; danach waren 18,11 
Prozent der insgesamt vom Bundestag verabschiedeten 762 Gesetze 
Steuergesetze.

Seit 1950 bis Ende 1979 ist das Einkommensteuergesetz rund 
80mal geändert worden; das ergibt im Jahresdurchschnitt rund 
2% Änderungsgesetze. In dieser Zahl sind Änderungen der Neben­
gesetze .. . ebensowenig enthalten wie Änderungen der Einkom­
men- und Lohnsteuer-Durchführungsverordnung und der ent­
sprechenden Richtlinien. Seit 1970 bis 1979 ist das Einkommen­
steuergesetz durch 36 Gesetze geändert worden. Nach Ergehen des 
Einkommensteuerreformgesetzes vom 5. August 1974 (BGBl. I S. 179) 
- nach dessen Erlaß man eigentlich hätte annehmen dürfen, das 
Gesetz sei nun hinreichend „verbessert und vereinfacht“ - ist das 
Einkommensteuergesetz bis zum Ende des Jahres 1979 nicht weni­
ger als 22mal geändert worden, wenn man bedenkt, daß im Früh­
jahr 1980 fünf Gesetzentwürfe zur Änderung des Einkommen­
steuergesetzes im Finanzausschuß des Bundestages beraten wur­
den - ein Gesetzentwurf der Bundesregierung bezog sich auf die 
Änderung und Vereinfachung des Einkommensteuergesetzes und 
anderer Gesetze -, so müßte man eigentlich fragen, wie schlecht 
und kompliziert die bisherigen Gesetze des schon in der Vergan­
genheit nicht gerade untätigen Gesetzgebers denn waren, wenn 
sie jetzt schon wieder geändert und natürlich „verbessert und ver­
einfacht“ werden müssen. Die geplagten Steuerzahler und ihre 
Berater, die Beamten der Finanzverwaltung und die Richter der 
Finanzgerichtsbarkeit glauben diesen Versprechungen von Verbes­
serung und Vereinfachung nicht mehr; sie haben sich daran ge­
wöhnt - und das unabhängig von den jeweiligen Mehrheitsver­
hältnissen in den gesetzgebenden Organen -, daß in der Regel 
auf wohltönende Phrasen Flick- und Stückwerk folgen ...

Es ist unausweichlich, daß die Qualität der Normen angesichts 
der Eile, mit der sie produziert werden, in erheblichem Umfang 
zu wünschen übrig läßt. Um jedes Mißverständnis zu vermeiden: 
Es geht hier nicht um die Frage, ob gewisse Entscheidungen des 
Gesetzgebers im Einzelfall politisch richtig, notwendig oder 
wünschbar waren. Hier interessieren allein die Folgen gesetzgebe­
rischer Eile, die Unzulänglichkeiten oder Fehler, die vermeidbar 
gewesen wären, wenn auf das Gesetzgebungsverfahren — ohne 
„unziemliche Eile“ — mehr Sorgfalt verwendet worden wäre.

Über die Qualität der Steuergesetzgebung der letzten Jahr­
zehnte, insbesondere über „die Systembrüche, die die Einheit, 
Ordnung und Folgerichtigkeit des Steuerrechts stören“, ist genug 
geschrieben worden ... Tipke (Steuerrecht, 7. Aufl., S. 15) hat die 
„Unverstehbarkeit der Steuergesetze“ beanstandet, die beim Bür­
ger zu Mißtrauen und Aggressivität führe. Er sieht das Ideal 
eines Steuergesetzbuches mit einem allgemeinen und einem be­
sonderen Teil nicht nur deshalb als nicht erreichbar an, „weil 
dem Gesetzgeber die systematische Konzeption fehlt; es ist von 
Steuertechnikern, die den Staatsbürger nicht für mündig halten 
oder seinen Widerstand fürchten, auch nicht gewollt: Sie möchten 
den Bürger durch eine Vielzahl von Steuern mit einem Wirrwarr 
von Vorschriften und undurchsichtigen Überwälzungsvorgängen 
über seine Gesamtbelastung bewußt im unklaren lassen“.

Ob man nun dieser Ansicht von Tipke folgen will oder nicht, 
es ist unbestreitbar, daß unser nicht selten - und auch nicht zu 
Unrecht - als Steuerdschungel bezeichnetes Steuerrecht seit den 
50er Jahren in erheblichem Umfang infolge massiver Einflüsse 
politischer und wirtschaftlicher Gruppen auf Gesetzgebungsver­
fahren und infolge sozial- und wirtschaftspolitisch beeinflußter 
und zum Teil durch Kompromisse wieder verwässerter Lenkungs­
maßnahmen zu einem systemlosen Konglomerat geworden ist.


